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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.06.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/07/0345 

Rechtssatz 

§ 6 Abs. 3 Z 2 Stmk AgrGG 1985 regelt die Zulässigkeit von vorläufigen Verwaltungssatzungen nicht 
nur im Teilungsverfahren, sondern auch im Regulierungsverfahren. Dass es beim Verständnis des 
Begriffs "Übergabe der Teilflächen (Abfindungsgrundstücke)" auf den rechtlich verbindlichen (Schluss-
)Akt des Spezialteilungsverfahrens, also den Spezialteilungsplan, ankommt, zeigt letztlich auch der 
Umstand, dass in Bezug auf das Regulierungsverfahren von "der Rechtskraft des Regulierungsplanes", 
also ebenfalls vom rechtlich relevanten (Schluss-)Akt des Regulierungsverfahrens die Rede ist. Die 
Erlassung vorläufiger Verwaltungssatzungen nach § 6 Abs. 3 Z 2 Stmk AgrGG 1985 ist daher auch in 
einem Verfahren zur Behandlung von Grundstücken nach § 34 legcit zulässig. 
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